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Sozialistisches Verfassungsbewußtsein 
und staatsbürgerliche Treuepflicht

So sinnvoll die Kenntnis einzelner Verfassungsbestimmun­
gen ist, so nötig ist es im Interesse eines produktiven Ver­
fassungsbewußtseins, um Inhalt und Funktion der Verfas­
sung als einer politisch-rechtlichen Ganzheit Bescheid zu wis­
sen. Dieses komplexe Verständnis ist auch in bezug auf die 
Stellung des Bürgers erforderlich — ist doch die reale Stel­
lung des Bürgers in der Gesellschaft komplexer Natur. Ihr 
rechtlicher Ausdruck, der im Verfassungskatalog der Grund­
rechte und Grundpflichten sein Kernstück hat, sollte dieser 
Realbeziehung zwischen Bürger, sozialistischem Staat und 
sozialistischer Gesellschaft weitestgehend entsprechen und 
das wechselseitige Füreinanderdasein sowie politisch-mora­
lisch-rechtliche Verantwortungsgefüge sowohl in sich aufneh- 
men als auch beeinflussen.

Das führt zu der Frage, ob die Stellung des Bürgers im 
Sozialismus durch eine additive Regelung von Grundrechten 
und Grundpflichten hinreichend erfaßt und ausgestaltet wer­
den kann oder ob nicht synthetisierende rechtliche Formen 
gefunden werden sollten. Schließlich zerfällt der Bürger nicht 
in eine Summe von Rechten und Pflichten, sondern er ist 
eine auch rechtlich zu bewertende, zu fördernde, zu schüt­
zende Ganzheit — eben eine Persönlichkeit. Ein solches syn­
thetisierendes Moment könnte seinen Ausdruck in dem Be­
griff „staatsbürgerliche Treuepflicht“* 6 finden.

Die staatsbürgerliche Treuepflicht ist nicht mit einer le­
diglich juristisch zu erfassenden Pflicht identisch, obwohl 
sie natürlich juristische Komponenten einschließt. Vor allem 
aber ist sie eine politisch-moralische Kategorie, die den ge­
sellschaftlich möglichen und gebotenen Minimalanspruch an 
jeden Bürger enthält Dieser Anspruch korrespondiert mit 

'der einen Seite jenes für den Sozialismus charakteristischen 
Verhältnisses zwischen Staat und Bürger, wonach sich die 
Gesellschaft um das Wohl aller ihrer Mitglieder sorgt und 
diese wiederum sich für die Gesellschaft verantwortlich füh­
len.? Daß sich an denjenigen Bürger, dem besondere staat­
liche Verantwortung übertragen ist, zusätzliche inhaltliche An­
sprüche der Gesellschaft ergeben, bedarf keiner Hervorhe­
bung.6 8

In der Verfassung der DDR sind essentielle Elemente der 
staatsbürgerlichen Treuepflicht vor allem in Art. 3 Abs. 2 er­
faßt, wonach jeder Verantwortung für das Ganze, also für 
die weitere Gestaltung der entwickelten sozialistischen Ge­
sellschaft trägt. Auch Art. 23, in dem der Schutz des Frie­
dens und des sozialistischen Vaterlandes und seiner Errun­
genschaften als Recht und Ehrenpflicht der Bürger bezeich­
net werden, weist in diese Richtung. Die grundsätzlichen 
Aussagen zur Stellung des Bürgers, die hauptsächlich in 
Art. 19 enthalten sind, die Festlegung in Art. 49 Abs. 1, daß 
die Volkskammer für jedermann verbindlich die Ziele für 
die Entwicklung der DDR bestimmt, und nicht zuletzt Art. 105, 
wonach der gesamte Verfassungsinhalt auch für jeden Bür­
ger unmittelbar geltendes Recht ist, bieten weiteres nor­
matives Material für die Ausgestaltung der Treuepflicht.

Sozialistisches Verfassungsbewußtsein
und Entscheidungstätigkeit staatlicher Organe

Die Forderung, sozialistisches Verfassungsbewußtsein zu ent­
wickeln und auszuprägen, ist nicht nur an den Bürger als 
Adressaten gerichtet, sondern wendet sich vor allem an die 
Träger staatlicher und gesellschaftlicher Verantwortung. Ne­
ben den generellen inhaltlichen Momenten kommen bei ih­
nen einige spezifische Akzente in Betracht.

Eine hauptsächliche Frage ist mit Art. 105 der Verfassung 
verbunden, d. h. mit dem Problem der unmittelbaren Rechts­
wirkung ausnahmslos aller Verfassungsbestimmungen. Eine 
Differenzierung der Verfassungsbestimmungen näch verbind­
lichen Rechtssätzen und rechtlich unverbindlichen Anweishn- 
gen an den Gesetzgeber — wie sie insbesondere von konser­
vativen Kreisen der bürgerlichen deutschen Staatsrechtswis­
senschaft in bezug auf Aussagen der Weimarer Verfassung 
behauptet9 10 und von Verwaltungsbeamten wie Richtern in

ihrer Entscheidungstätigkeit praktiziert wurde, um Barrie­
ren gegen eine progressive Gesellschaftsehtwicklung zu er­
richten — hat in der Rechtsordnung der DDR keinen Platz. 
Die Rechtswirkung unserer Verfassungsnormen resultiert aus 
der Verfassungsschöpfung selbst, aus der Entscheidung der 
stimmberechtigten Bürger bzw. der Volkskammer. Sie bedarf 
nicht, um hervorgebracht zu werden, der laufenden Gesetz­
gebung.

Bei der Entscheidung von Einzelfragen sehen staatliche 
Organe die unmittelbar rechtliche Basis ihrer Entscheidung 
oftmals in demjenigen Normativakt, der dem konkreten Sach­
verhalt am nächsten ist und der zuweilen in der Hierarchie 
der Rechtsnormen am niedrigsten steht. Der gedankliche Bo­
gen von diesem Normativakt bis hin zur Verfassung ist nur 
selten erkennbar und ausgewiesen. Ein solcher Hinweis wäre 
aber im Hinblick sowohl auf den Adressaten der staatlichen 
Entscheidung als auch auf das entscheidende Organ selbst 
von Gewicht.19 Die einschlägige Verfassungsbestimmung muß 
m. E. gleichsam den die Rechtsanwendung ständig orientie­
renden und begründenden Hintergrund im Sinne eines Ba­
sisdokuments bilden.

Das hat außer der materiellen auch eine formelle, nichts­
destoweniger inhaltlich bedeutungsvolle Seite. Allgemeinver­
bindliche Rechtsvorschriften, in denen Rechte und Pflichten 
der Bürger statuiert werden, bedürfen der Veröffentlichung 
im Gesetzblatt. Das ist ein aus Art 89 der Verfassung zwin­
gend folgendes Gebot Nur solche Normativakte können in 
Rechtsangelegenheiten, an denen Bürger beteiligt sind, die 
rechtliche Grundlage bilden. Innerdienstliche Anweisungen 
sind wichtige Leitungsinstrumente und helfen bei der ein­
heitlichen Anwendung des Rechts, stellen jedoch keine recht­
liche Entscheidungsbasis dar.

Auch in der Rechtsprechung der Gerichte sollte dort, wo 
sich dies von der Sache her anbietet, in stärkerem Maße aus- * 
drücklich auf die Verfassung Bezug genommen werden. Es 
geht nicht vordergründig darum, daß die Verfassung im Ur­
teilstenor erwähnt wird, sondern vor allem um ihre inhalt­
liche Einbeziehung in die Entscheidungsgründe. Die Mög­
lichkeiten, in allen Formen der Tätigkeit staatlicher Organe 
die Verfassung wirksamer zur Geltung zu bringen, sie auf 
das Denken und Verhalten von Bürgern und Leitern aus­
strahlen zu lassen, sind bei weitem noch nicht ausgeschöpft.

Sozialistisches Verfassungsbewußtsein 
und Verantwortung der Staatsfunktionäre

Aus der Verfassung ergibt sich für den Staatsfunktionär eine 
besondere Verantwortung, in seinem Zuständigkeitsbereich

leitung zu verwandeln, die nicht nur für die Werktätigen, sondern 
durch sie wirken“ (vgl. K. TsChernenko, „Mit der Schöpferkraft 
der Massen für Stärkung der Sowjetmacht und Sicherung des 
Friedens“, ND vom 11. April 1984, S. 3).

6 Dieser Begriff ist in der juristischen Literatur der DDR durchaus 
nicht völlig neu. Beispielsweise wird im Lehrbuch des Verwaltungs­
rechts (Berlin 1979, s. 207) in der „Treuepflicht gegenüber dem 
sozialistischen Vaterland“ ein Charakteristikum der Stellung des 
Staatsbürgers der DDR gesehen, das diese von der Stellung der 
Ausländer und Staatenlosen unterscheidet. Vgl. dazu auch Staats­
recht der DDR, Lehrbuch, 2. AufL, Berlin 1984, S. 153.

7 Die Präambel der Verfassung der UdSSR von 1977 enthält zur 
Charakterisierung der sowjetischen Gesellschaft direkt den Satz: 
„Das ist eine Gesellschaft, deren Lebensgesetz die Sorge aller um 
das Wohl jedes einzelnen und die Sorge jedes einzelnen um das 
Wohl aller ist.“ Darüber hinaus ist im Gesetz über die Staats­
bürgerschaft der UdSSR vom 1. Dezember 1978 die Verpflichtung 
des Bürgers statuiert, mit Würde den Ehrentitel eines Bürgers der 
Sowjetunion zu tragen.

8 In Rechtsvorschriften, die die Stellung der Mitarbeiter staatlicher 
Organe betreffen, sind Festlegungen im Sinne einer Treuepflicht 
vorhanden.

9 Der wohl namhafteste Kommentator der Weimarer Verfassung, 
G. Anschütz, bemerkte, daß es zu unterscheiden gelte „zwischen 
Rechtssätzen im engeren und strengen Sinne (Normen mit so­
fortiger, aktueller Wirksamkeit, welche entgegenstehende Bestim­
mungen des alten Rechts aufheben) und bloßen Rechtsgrund­
sätzen (Normen, die so, wie sie in der Verfassung stehen, nicht un­
mittelbar anwendbar sind und der Aktualisierung durch Aus­
führungsgesetze bedürfen).... Es gilt, anders ausgedrückt, die 
Bestimmungen, welche bereits gegebene Gesetze sind, zu sondern 
von denen, welche nur Richtlinien für künftig zu gebende Gesetze 
enthalten und daher der aktuellen Geltung und Anwendbarkeit 
entbehren“ (G. Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs, 
13. Aufl., Berlin 1930, S. 452 f.).

10 Hierauf hat bereits E. Poppe („Der politisch-juristische Charakter 
der Verfassung der DDR“, Staat und Recht 1982, Heft 4, S. 298) mit 
guten Gründen aufmerksam gemacht.


